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Klage vor dem Verwaltungsgericht gegen Kontrollstelllen und 
Aufenthaltsverboten bei Blockupy 2012
Heute  wird  ab  11:30  Uhr  vor  dem  Verwaltungsgericht  Frankfurt  in  der 
Adalbertstrasse  18,  Saal  5  wegen  der  Freiheitsentziehung  durch  Polizei-
Kontrollstellen und Aufenthaltsverbote, im Zuge von Blockupy 2012, verhandelt.

Eine der Insassen aus einem der drei Berliner Busse, die am 17. Mai 2012 auf der 
Autobahnmeisterei  Nieder-Eschbach  rechtswidrig  von  der  Polizei  über  mehrere 
Stunden  festgehalten  wurden  klagt  vorm  Verwaltungsgericht.  Der  vertretende 
Rechtsanwalt  Peer  Stolle  hat  mit  mehreren  Anwältinnen  und  Anwälten  eine 
Klageschrift  gegen  die  Kontrolle,  das  etwa  acht  stündige  Festhalten  ohne 
richterlichen  Beschluss  und  die  Aufenthaltsverbote  eingereicht.  Peer  Stolle 
hatte in diesem Jahr bereits vor dem Gießener Amtsgericht erfolgreich gegen die 
Ingewahrsamnahme von Insassen eines der anderen Berliner Busse geklagt. Die 
Frankfurter Polizei musste hier in mindestens acht Fällen bereits Schadensersatz 
von je 500 Euro zahlen.

Die Klagende des heute beginnenden Verfahrens fuhr gemeinsam mit 50 weiteren 
Insassen in einem Bus Richtung Frankfurt als dieser von der Polizei an einem 
vorbereiteten  Kontrollpunkt  von  der  A5  geschleust  wurde.  Fast  fünf  Stunden 
mussten  die  Reisenden  unter  der  Aufsicht  von  gepanzerten  Polizeibeamten  im 
stickigen Bus auf ihren Sitzen verharren. Erst dann begann die Polizei mit der 
Identitätsfeststellung, bei der sie die Klagende und alle anderen Insassen, 
trotz Protest, einzeln abfilmte.

Anschließend erhielten alle Kontrollierten personenunabhängig Aufenthaltsverbote 
für die Frankfurter Innenstadt bis Mitternacht am 20.05.2012. Diese wurden vor 
und während Blockupy 2012 massenhaft verteilt und am Freitag der Aktionstage 
lediglich für Einzelne, die Einspruch eingelegt hatten, zurückgezogen. In der 
Berliner  Klageschrift  werden  die  Aufenthaltsverbote  unter  anderem  als 
rechtswidrig  angeprangert,  da  sie  sich  „auf  keinerlei  tatsachenbasierte 
Prognose“  stützten  und  insbesondere  wegen  dem  dadurch  ausgesprochenen 
Versammlungsverbot für den darauffolgenden Samstag unverhältnismässig waren.

Gerade  mal  15  Tagen  vor  dem  heutigen  Verfahren  gegen  die  Frankfurter 
Polizeipräsidium erging es Anreisenden aus Berlin ähnlich, als fünf Busse auf 
einer  vorbereitenden  Kontrollstelle  in  Butzbach  festgesetzt  wurden.  Ein  Bus 
musste halb gefühlt die Rückfahrt antreten, da sich darin Flüchtlinge befanden 
die wegen drohenden Verstößen gegen die Residenzpflicht ihr Versammlungsrecht in 
Frankfurt erst gar nicht wahrnehmen konnten.

Die Rote Hilfe e.V. unterstützt die nun laufende Präzedenzfallklage zum Schutz 
unverzichtbarer  Grundrechte  wie  denen  auf  körperliche  Unversehrtheit 
Versammlungs- und Bewegungsfreiheit. Mit Interesse wird eine erstinstanzliche 
Entscheidung über die polizeiliche Willkür im vergangenen Jahr erwartet. Ob 
diese  durch  ein  früheres  Terminieren  des  Verfahrens  2013  zu  Blockupy 
eingeschränkter gewesen wäre, darf bezweifelt werden. Dass es allerdings erst 
zwei  Wochen  nach  den  antikapitalistischen  Aktionstagen  zu  einer  Verhandlung 
kommt  und,  abgesehen  von  Aufenthaltsverboten,  dieselbe  polizeiliche  Schikane 
Anwendung fand, legt nahe wie wenig Interesse das Verwaltungsgericht an einer 
Klärung von Grundrechtseinschränkung durch die Polizei hat.

Weiter Informationen zu Repression, Polizeigewalt, Widerstand und Solidarität im 
Zusammenhang von u.a. Blockupy und M31 können Sie der Webseite der Rote Hilfe 
Ortsgruppe Frankfurt am Main entnehmen:

http://frankfurt.rote-hilfe.de 
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